
EINWILLIGUNGSERKLÄRUNG ZUR VERARBEITUNG / SPEICHERUNG

UND VERWENDUNG VON DATEN

Hiermit willige ich,

..................................................................................................................................................

..................................................................................................................................................
Name, Anschrift

im Folgenden als Antragsteller*in benannt

gegenüber der Rote Hilfe e.V., Lange Geismarstraße 3 in 37073 Göttingen,

im Folgenden als Verein benannt

ein, dass eine Beschränkung der Verschwiegenheitspflicht bzw. eine Einwilligungserklärung 

im Hinblick auf das BDSG bzw. die DS-GVO mit folgendem Inhalt erklärt wird:

Die*der Antragsteller*in vertraut dem Verein die mit der Bearbeitung ihres*seines Unterstüt-

zungsantrages verbundenen Daten und Geheimnisse (insbesondere Name, Anschrift, 

E-Mail-Adresse, Bankverbindung, Unterlagen zum betreffenden Verfahren) an und überlässt 

dem Vorstand des Vereins die Entscheidung zur Weitergabe von Geheimnissen und Daten in

jeder Hinsicht nach dessen eigener Einschätzung zur sachgerechten Bearbeitung, Betreu-

ung und Verwaltung des Unterstützungsantrages.

Es wird daher von der*dem Antragsteller*in erklärt, dass sämtliche Daten, die in einem sach-

lichen Zusammenhang mit der Bearbeitung des Unterstützungsantrages und dessen Verwal-

tung stehen, gespeichert, verwendet und verarbeitet werden dürfen. Soweit im Zusammen-

hang mit dem Unterstützungsantrag besondere Arten personenbezogener Daten bekannt 

werden (insbesondere politische Meinung [Art. 9 DS-GVO]) und personenbezogene Daten 

über strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten (Art. 10 DS-GVO), so wird auch für diese 

Daten von der*dem Antragsteller*in das ausdrückliche Einverständnis gegenüber dem Verein

erklärt, diese Daten zu speichern, zu verwenden und zu verarbeiten. Gleiches gilt, sofern Da-

ten im Zusammenhang mit einem Unterstützungsantrag in Bezug auf ein Verwaltungs- und 

Zivilgerichtsverfahren an den Verein überlassen werden.

Der Verein, dessen allgemeine Vertreter und berufsmäßig tätigen Gehilfen werden von 

der*dem Antragsteller*in von der gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht untereinander sowie 

gegenüber allen anderen im sachlichen Zusammenhang mit der Bearbeitung des Unterstüt-

zungsantrags beauftragten Personen entbunden.

Insbesondere willigt die*der Antragsteller*in weiter darin ein, Inhalte aus dem Unterstüt-

zungsantrag an folgende, unmittelbar in der Antragsbearbeitung eingebundene Personen 

weiterzugeben.:

Antragsbearbeitung der Ortsgruppe in: ............................................................................
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Diese Personen und der Verein werden darüber hinaus von der Verschwiegenheitspflicht ge-

genüber solchen Personen befreit, die an deren beruflichen oder dienstlichen Tätigkeit auf-

grund mündlicher oder schriftlicher Vereinbarung unmittelbar und mittelbar mitwirken. Weiter 

willigt die*der Antragsteller*in ein, dass eine Kommunikation zwischen der*dem 

Antragsteller*in und dem Verein mittels E-Mail erfolgen darf.

Hierfür benennt die*der Antragsteller*in folgende E-Mail-Adresse:

..................................................................................................................................................

Die*der Antragsteller*in ist bekannt, dass insbesondere eine sog. unverschlüsselte Kommu-

nikation via E-Mail von Dritten eingesehen werden kann. Gleichwohl ist die*der 

Antragsteller*in mit dieser Form der Kommunikation einverstanden. Darüber hinaus ist 

der*dem Antragsteller*in bekannt, dass die Möglichkeit der verschlüsselten Kommunikation 

(sog. PGP-Schlüssel) besteht. Sofern der öffentliche (PGP-)Schlüssel übersandt wird, erfolgt

die Kommunikation insoweit verschlüsselt.

Weiter wird das Einverständnis erklärt, dass die gespeicherten Daten auch nach Ablauf der 

gesetzlichen Löschungs- bzw. Aufbewahrungsfristen als Depositum dem Hans-Litten-Archiv 

nach den Vorgaben des Vereins übergeben und weiterhin gespeichert sowie dort genutzt 

werden dürfen.

Mit der Unterschrift erklärt die*der Antragsteller*in, dass sie*er die vorstehenden Regelungen

verstanden hat und erklärt weiter ausdrücklich ihr*sein Einverständnis mit den datenschutz-

rechtlichen Befreiungen.

Die*der Antragsteller*in hat jederzeit einen Auskunftsanspruch gegenüber dem Verein, wel-

che Daten gespeichert wurden sowie einen Löschungsanspruch, soweit diese Daten nicht 

mehr aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen weiter gespeichert werden müssen. Die re-

gelmäßige Aufbewahrungsfrist beträgt gem. § 238 HGB und § 147 AO zehn bzw. sechs Jah-

re. Eine Abschrift dieser Erklärung hat die*der Antragsteller*in erhalten.

.................................................................... ....................................................................

Datum, Ort Unterschrift Antragsteller*in
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